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Zur Ökonomie von 
Flächenrevitalisierungen
Eine Untersuchung zu einem Projekt der Innenentwicklung in Duisburg

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen von Flächenrevitalisierungen sind mittlerweile ein zentraler Bestandteil nachhaltiger Stadt-
entwicklungspolitik. Anhand eines abgeschlossenen, komplexen Vorhabens in Duisburg wird erläutert, welche monetären E�ekte 
für eine Kommune mit Flächenrevitalisierungen verbunden sind und welche Vorteile die Einbindung möglichst vieler relevanter 
Akteure der Kommunalverwaltung bietet. Mit Blick auf die angespannte Finanzlage von Kommunen wird gezeigt, inwiefern die 
dargestellten Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Entscheidungsunterstützung eingesetzt werden können.

Die �nanzielle Situation in vielen Kommunen des Ruhr-
gebiets ist angespannt � die Stadt Duisburg bildet hier 

keine Ausnahme. Die Gründe für die heutige Situation der 
Kommunal�nanzen sowie aktuelle und zukünftig zu erwar-
tende Symptome sind weitgehend bekannt und an ande-
rer Stelle bereits ausgiebig diskutiert worden (vgl. Bogumil 
2005, LDS 2005 oder Bertelsmann 2008). Der vorliegende 
Beitrag greift diese Situation auf und geht im Wesentlichen 
der Frage nach, welchen Beitrag zur Konsolidierung eines 
Kommunalhaushalts die Stadtentwicklung liefern kann. Er 
konzentriert sich � nach einer kurzen Einführung in den Zu-
sammenhang zwischen Brach�ächen-Revitalisierung und 
kommunal�skalischen E�ekten � auf einen in Hamburg be-
reits erfolgreich praktizierten Ansatz von Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen, dargestellt an einem aktuellen Vorhaben in 
Duisburg. 

Brach�ächen-Revitalisierung  
und kommunal�skalische E�ekte
Ein häu�g auftretendes Problem bei Brach�ächen-Entwick-
lungen stellt die Unsicherheit hinsichtlich Zeit- und Kosten- 
aufwand für eine Sanierung bzw. Baureifmachung dar.1 Zu-
dem ist im Vorfeld einer Entwicklung ebenfalls unsicher, 
welche Nachnutzungen möglich sind bzw. welche Vermark-
tungsmöglichkeiten bestehen. Als Folge dieser Unsicherheit 
mangelt es Kommunen und Investoren oft an Bereitschaft, 
die erforderlichen Personal- und Sachmittel zur Durchfüh-
rung einer Brach�ächen-Revitalisierung bereitzustellen. 
	 Die Unsicherheiten betre�en dabei neben dem einma-
ligen, bei Altlasten für den Haushalt fast immer negativen 
Projektergebnis auch die langfristigen Auswirkungen auf 
den kommunalen Haushalt. Dabei sind gerade die kommu-
nal�skalischen E�ekte von zentraler Bedeutung, deren Er-
fassung � im Gegensatz zum Projektergebnis � einen zeit-
lich und thematisch erweiterten Bilanzrahmen erfordern. 
Erst diese Betrachtung der langfristigen Kosten und Erlöse 
scha�t Klarheit über den bilanziellen Verlauf einer kommu-
nalen �Investition� in eine Flächen-Neuentwicklung. Durch 
die Einbeziehung der Zeitkomponente sowie durch die Be-

trachtung der Umfelde�ekte können die Auswirkungen ei- 
ner Flächenentwicklung realistischer dargestellt werden. So 
kann das vorläu�ge Projektergebnis (Aufbereitungs- bzw. 
Sanierungskosten versus Verkaufserlös) unter bestimmten 
Rahmenbedingungen negativ ausfallen. Durch laufende 
kommunale Mehreinnahmen kann diese negative Bilanz 
nach wenigen Jahren wieder ausgeglichen werden. Somit 
ist der Aufwand einer Kommune nicht mehr ein  �verlorener 
Zuschuss�, sondern eine dauerhaft rentierliche Investition.
	 Eine möglichst umfassende Datenbasis zu Kosten und 
Nutzen erleichtert es dabei potenziellen Projektpartnern 
(Kommunen, private Eigentümer, Investoren), eine belastba-
re Entscheidungsgrundlage zu entwickeln und Handlungs-
spielräume möglicher Entwicklungsszenarien zu diskutie-
ren. So müssen insbesondere bei Flächenrevitalisierungen 
vielfach Kompromisslösungen zwischen den Beteiligten ge-
funden werden, die z. B. die Nutzung, die Kosten für Sanie-
rung und Erschließung oder den Kaufpreis betre�en. Die 
transparente Aufbereitung denkbarer Szenarien aus kom-
munal�skalischer Perspektive ist hier eine wichtige Voraus-
setzung der kommunalinternen Kompromiss�ndung und 
stärkt gleichzeitig die Verhandlungsposition gegenüber an-
deren Akteuren wie z. B. Investoren.
	 Die Praxis zeigt, dass Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen sehr gut geeignet sind, um � unter Berücksichtigung der 
Kommunal�nanzen � belastbare Diskussions- und Entschei-
dungsgrundlagen für die skizzierten Anforderungen an 
Brach�ächen-Revitalisierungen zu erarbeiten.

Erfahrungen mit  
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen  
In der Unternehmensplanung sind Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen schon lange ein wichtiger Bestandteil. Spätes- 
tens mit der Einführung des �neuen Steuerungsmodells� 
auf kommunaler Ebene gelangt diese vorausschauende 
Perspektive in Bezug auf wirtschaftliche E�ekte stärker in 
den Mittelpunkt der kommunalen Verwaltungsaktivitäten 
(Stichwort �Konzern Stadt�). Die ehemals kamerale Logik, 
die sich im Wesentlichen auf den Finanz�uss innerhalb ei-
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ner Kommune beschränkte, weicht nun der doppischen 
Buchführung (in Nordrhein-Westfalen: �Neues Kommuna-
les Finanzmanagement� � NKF), die wichtige Erkenntnisse 
für eine nachhaltige Stadtentwicklung ermöglichen kann 
(vgl. IM NRW 2008). So können durch NKF unter anderem 
Aussagen zur E�zienz kommunaler Leistungen oder zum 
Ressourcenverbrauch getro�en werden, die den kommunal 
handelnden Akteuren für ihren Entscheidungsprozess, z. B. 
in Bezug auf Flächenentwicklungen, eine belastbarere Da-
tengrundlage bieten.
	 Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen für unterschiedliche kommunale 
Bereiche immer stärker an Bedeutung gewinnen werden. 
Seit gut zwei Jahren wird der im Folgenden vorgestellte 
Ansatz im Rahmen von Flächenentwicklungsprojekten er-
folgreich angewandt. Die Freie und Hansestadt Hamburg 
schreibt aufgrund der positiven Erfahrungen im Rahmen 
des Sonderinvestitionsprogramms �Hamburg 2010� (vgl. Se-
nat FHH 2004) vor, dass vor einer kommunal geförderten 
oder veranlassten Brach�ächen-Revitalisierung eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung nach diesem Ansatz zwingend 
durchzuführen ist.
	 Auch in der planerischen Fachdiskussion wird regelmä-
ßig auf die Relevanz und die Notwendigkeit von Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen als Beitrag für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung verwiesen � Stichwort Infrastrukturfolge-
kosten (vgl. z. B. ARL 2008). Trotzdem besteht vielfach noch 
Skepsis gegenüber diesem Instrument, da ein wesentlicher 
Bestandteil in der Abschätzung zukünftiger Entwicklungen 
liegt. Häu�g wird die Frage nach der Genauigkeit der Pro-
gnosen aufgeworfen. Und sicherlich kann niemand für sich 
in Anspruch nehmen, Entwicklungen für einen Zeitraum von 
über zehn Jahren exakt zu prognostizieren. Letztlich geht 
es im Rahmen solcher Untersuchungen aber nicht in erster 
Linie um das Eintre�en bestimmter Entwicklungen. Es geht 
vielmehr darum, Entwicklungsrisiken identi�zieren, quanti-
�zieren und minimieren zu können. Die Grundlage hierzu 
liegt in der Aktivierung und Integration der relevanten Ak-

teure einer Kommunalverwaltung. Eine strukturierte Auf-
bereitung von Ansprüchen und Daten hilft den beteiligten 
Akteuren, eine gemeinsame und vor allem belastbare Mei-
nung zu entwickeln und die weiteren Planungsschritte zu 
verfolgen (�Konsensbasierte Beratung�). 

Zur Situation in Duisburg
Zur Identi�zierung und Abschätzung der Risiken und Chan-
cen einer geplanten Wohn�ächenentwicklung im Duisburger 
Stadtteil Wedau gab das örtliche Amt für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement eine solche Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung in Auftrag. Die auch innerhalb der örtlichen 
Verwaltung zu beobachtende Skepsis gegenüber diesem 
Instrument konnte im Laufe des Untersuchungsprozesses 
aufgelöst werden.

	 Ausgangslage: Die Stadt Duisburg be�ndet sich in Be-
zug auf den strategischen Umgang mit Flächen momentan 
in einem Prozess der Neuorientierung. Mit dem Begri� �Duis-
burg 2027� wird der aufwändige Prozess der Erstellung des 
für 2012 geplanten (und dann bis 2027 gültigen) neuen Flä-
chennutzungsplans umschrieben. In diesem Zusammen-
hang wird der Frage nachgegangen, wie die Anforderungen 
an technische und soziale Infrastruktureinrichtungen ein-
zuschätzen sind und inwiefern das bestehende Angebot 
an Gewerbe-, Produktions- und Wohnbau�ächen zur Aus-
schöpfung zukünftiger Potenziale anzupassen ist. Diese Fra- 
gestellung steht in unmittelbarer Abhängigkeit zur demo-
gra�schen Entwicklung: Seit 1975 geht die Bevölkerungszahl 
stetig zurück; bis zum Jahr 2007 um ca. 100.000 EW. Ein wei-
terer Einwohnerverlust wird prognostiziert: von ca. 495.700 
EW (2007) auf ca. 482.000 EW (2020) (vgl. LDS NRW 2009). 
Diese und weitere Entwicklungen (z. B. Arbeitsplatzverluste, 
Kaufkraftschwund, prekäre Haushaltssituation) sind als Hin-
tergrund für die Flächenneuentwicklung in Duisburg-Wedau 
zu berücksichtigen.

	 Das Projekt in Duisburg-Wedau: Bei der hier betrach-
tete Flächen-Neuentwicklung im Stadtteil Wedau (vgl. Abb. 
1) handelt es sich um ein Projekt, dem im Rahmen des ein-
gangs erwähnten Prozesses zur Neuaufstellung des FNP 
seitens der Stadt Duisburg große Bedeutung beigemessen 
wird. Mit dem Berliner Büro Krier/Kohl ein renommiertes 
Planungsbüro engagiert, um einen qualitativ anspruchsvol-
len städtebaulichen Entwurf für die geplante Entwicklung 
zu erhalten. Es sollte keine Wohnanlage in Form einer ein-
förmigen Reihenhaussiedlung entstehen, die lediglich als 
Schlafstadt fungiert; vielmehr sieht das entwickelte Kon-
zept einen neuen, regional ausgerichteten Stadtteil vor, der 
die Bevölkerung in einem weiten Umkreis ansprechen wird 
(z. B. im Raum Düsseldorf ). Letztlich geht es darum, Bewoh-
ner/innen in der Stadt zu halten sowie Neubürger/innen für 
die Ansiedlung in diesem qualitativ hochwertigen Quartier 
zu interessieren.

Abb. 1: Städtebauliches Konzept Duisburg-Wedau [Quelle: Stadt Duis-
burg, Plankonzept Architekturbüro Rob Krier-Christoph Kohl, Berlin, 2008]
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	 Die Fläche liegt zwischen den Stadtteilen Wedau und 
Bissingheim. Aktuell be�nden sich auf dem gut 65 ha großen 
Areal � ehemals Standort eines Ausbesserungswerks und ei-
nes Rangierbahnhofs der Deutschen Bahn � ca. 50 Bahnglei-
se. Im östlichen Bereich gibt es einen DB-Haltepunkt. Ausge-
hend von diversen Standortvorteilen (z. B. vielfältige Naher-
holungsmöglichkeiten, gute verkehrliche Erschließung) und 
in Verbindung mit der angestrebten qualitativ hochwertigen 
Entwicklung könnte dieser Wohnstandort einen wichtigen 
Impuls für die Aufwertung des gesamten Quartiers setzen.
	 Bevor eine Neuentwicklung möglich wird, ist die Fläche 
umwelttechnisch zu sanieren. Nach dem Rückbau der Ge-
bäude und Gleisanlagen sowie der Ausräumung der konta-
minierten Bodenmassen ist die Baureifmachung der Fläche 
beabsichtigt.

Zur Vorgehensweise in Duisburg-Wedau
Mit der angestrebten Zielsetzung der Flächenentwicklung 
sind verschiedene wirtschaftliche Fragestellungen verbun-
den, ohne die eine solch wichtige und strategische stadt-
planerische Weichenstellung in Zeiten angespannter öf-
fentlicher Haushalte kaum entschieden werden kann. Ein 
Instrument zur Klärung der o�enen wirtschaftlichen und 
kommunal�skalischen Fragestellungen stellt die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung dar (vgl. PROBIOTEC 2006). In die 
Durchführung einbezogen wurden neben dem Auftragge-
ber (Amt für Stadtentwicklung und Projektmanagement der 
Stadt Duisburg) weitere relevante Akteure der Verwaltung, 
insbesondere die Umweltverwaltung, das Immobilienmana- 
gement, die Verkehrsplanung sowie die Wirtschaftsförde- 
rung. Zudem wurden auch die Mitarbeiter/innen von  Krier/ 
Kohl zu bestimmten Aspekten befragt (z. B. zur Flächenbi- 
lanz oder zu gestalterischen Aspekten). Abbildung 2 gibt ei-
nen Überblick über die Vorgehensweise sowie die dadurch 
möglichen Erkenntnisse und Schlussfolgerungen.
	 Zu Projektbeginn fand im Rahmen eines Workshops eine 
gemeinsame Feinabstimmung des Untersuchungsumfangs 
statt. Die Mitarbeiter/innen des Amts für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement erläuterten ihre Planungen für die 
Wohnentwicklung in Duisburg-Wedau sowie die Erwartun-
gen bzw. Risiken, die es zu untersuchen galt. 
	 Der erste Arbeitsschritt bestand in der auf das Projekt 
zugeschnittenen Gliederung der relevanten Kosten- und 
Erlöspositionen sowie der begleitenden Datenaufnahme als 
Grundlage zur Erstellung eines Rechenmodells auf Excel-
Basis. Neben der Erfassung der allgemeinen Flächendaten 
(Größe und momentane Nutzungssituation) wurden die 
Kosten- und Erlöspositionen thematisch in �einmalig� und 
�laufend� unterteilt (vgl. Abb. 3 und 4). Die erhobenen 
Daten wurden in das Modell eingearbeitet und im ersten 
Schritt den zu erwartenden Erlösen � in erster Linie dem 
Verkaufserlös � gegenübergestellt. 

Abb. 2: Ansatz der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung [eigene Darstellung]
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Abb. 3: Einmalige Kosten und Erlöse [eigene Darstellung]

	 Der entscheidende Arbeitsschritt war aber die dynami-
sche Betrachtung weiterer Kosten und Erlöse im mehr als 
zehnjährigen Zeitverlauf, wodurch � zusätzlich zur üblichen 
statischen Darstellung eines Projektergebnisses zu einem 
bestimmten Zeitpunkt � ein realistisches Bild des zu erwar-
tenden Projektverlaufs ermöglicht wurde. Diese ganzheit-
liche Betrachtung ließ eine umfassendere Einschätzung des 
Projektergebnisses aus Sicht der Kommune zu. Berücksich-
tigung fanden bei diesem Ansatz � anders als bei vergleich-
baren Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen üblich � auch die 
kommunal�skalischen Nutzen-E�ekte, die vorrangig durch 
zusätzliche Bewohner oder Unternehmen generiert werden. 
Die laufenden und gegeneinander zu verrechnenden Kos-
ten und Erlöse betre�en die in Abbildung 4 dargestellten 
Themenbereiche.2

Abb. 4: Laufende Kosten und Erlöse [Quelle: eigene Darstellung]
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	 Durch eine nachvollziehbare Darstellung dieser Ein-
gangsparameter sowie der Berechnungsalgorithmen in Excel 
konnte eine strukturierte wirtschaftliche Darstellung des 
Projekts erarbeitet werden. Der Vorteil dieser o�enen und 
nachvollziehbaren Darstellung liegt unter anderem in der 
Möglichkeit, im Rahmen von Workshops Parameter mit den 
beteiligten Fachämtern zu diskutieren, zu verändern und 
die entsprechenden E�ekte anhand der Excel-Struktur direkt 
zu betrachten: Die Beteiligten konnten auf diese Weise un-
mittelbar in den Bearbeitungs- und Modellierungsprozess 
eingebunden werden. 
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	 Das Ergebnis dieser Modellierungen kann je nach Fra-
gestellung interpretiert werden. So lassen sich durch die 
Projektbilanz auch Aussagen bezüglich der sozialen Folgen 
oder Umfelde�ekte tre�en, die einen starken Ein�uss auf 
die gesamte Projektstrategie ausüben können. Hervorzuhe- 
ben ist in diesem Zusammenhang die Möglichkeit für die 
Kommune, ihre Verhandlungsposition fundiert einschätzen 
zu können, z. B. gegenüber Eigentümern oder Investoren.

Zwischenergebnisse  
und Einschätzungen der Beteiligten
Im Gegensatz zu den im Internet verfügbaren so genann-
ten Folgekostenrechnern wurde mit der beschriebenen 
Vorgehensweise ein transparenter und für alle Beteiligten 
nachvollziehbarer Ansatz verfolgt, der auf einer struktu-
rierten Verknüpfung von Daten in einer o�en gehaltenen 
Excel-Tabelle basiert. Erste Berechnungsversuche der Ver-
waltung mit Folgekostenrechnern zu einem früheren Zeit-
punkt hatten gezeigt, dass diese aufgrund der Komplexi-
tät der programmierten Strukturen nur eine simpli�zierte 
Sichtweise der Thematik zulassen. Ein Widerspruch an sich? 
Sicher nicht! Mit einem Werkzeug, das nur einen schnellen 
Überblick über Kostenrelationen unterschiedlicher Entwick-
lungsoptionen ermöglicht, müssen größere Datenbanken 
hinterlegt sein. Die Berechnungen laufen dabei verdeckt ab 
und können vom einzelnen Nutzer selten beurteilt werden 
bzw. nur über die Veränderung des Ergebnisses abgeschätzt 
werden. Eine Einzelfallbetrachtung wie die durchgeführte 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung kann durch diese �Black-
Box-Systeme� jedoch nicht ersetzt werden. 
	 Die Duisburger Erfahrungen haben daher eine Erkennt-
nis gebracht: Ein nachvollziehbares und akzeptierbares Er-
gebnis lässt sich durch eine Moderation erzielen, die die 
sonst singulären Gewichtungen einzelner Fachansichten ni-
velliert. Die Vermittlung der Anforderungen an die einzuspei-
senden Fachinhalte erfordert einen Überblick der Rechenme-
thoden des Tools, da vielfach nur fachliche Einschätzungen 
vorliegen und � aufgrund der frühen Projektphase � keine 
�harten� Fakten. Die Gewichtung dieser Annahmen und 
Abschätzungen erfordert Wissen über die Hintergründe des 
Berechnungstools, um Stellgrößen einschätzen zu können. 
Diese Annahmen zu tre�en und entscheidende Stellgrößen 
in der Berechnungsmethode herauszuarbeiten ist nach den 
bisherigen Erfahrungen die größte Schwierigkeit und führt 
zu einem Diskussionsprozess zwischen unterschiedlichen 
Fachbereichen.
	 Die Berechnung ist aktuell noch nicht endgültig abge-
schlossen. Mit fortschreitender Bearbeitungsdauer und -in- 
tensität gewinnt das Projekt jedoch an Klarheit. Mit den 
daraus gewonnenen Erfahrungen kann abschließend die 
Übertragbarkeit auf weitere Flächenentwicklungen disku-
tiert werden. Es stellt sich dabei dann jedoch die Frage, ob 

gleichgelagerte Berechnungen mit dem vorhandenen Perso-
nal mit der gleichen Detailschärfe durchgeführt werden kön-
nen. Dazu wäre es erforderlich, quali�zierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an das Aufgabengebiet heranzuführen. 
	 Der innovative Ansatz der Betrachtung hat eine Spann-
weite von Altlastenbearbeitung bis Verkehrserschließung, 
von Altenwohnungen bis Schulstandort und Einzelhandel. 
Er umfasst die Betrachtung möglichst aller relevanten Akti-
onsfelder im Untersuchungsgebiet und den benachbarten 
Arealen. Wenn es um stadtweite Belange geht, ist der Be-
zug zum Duisburger Stadtgebiet herzustellen.
	 Die Frage der �externen Glaubwürdigkeit� solcher Be-
rechnungen ist ebenfalls zu erörtern. Das Berechnungstool 
versetzt die Kommune in die Lage, mit Grundeigentümern, 
vor allem aus den Bereichen (Groß-) Industrie und ehemalige 
Staatsunternehmen, auf Augenhöhe zu kommunizieren. Es 
bietet sich die Chance zum Abbau der beiderseitigen Skepsis 
hinsichtlich der Basisdaten für das Untersuchungsgebiet, da 
diese mit nur allgemein anwendbaren Werkzeugen im Rah-
men einer Diskussion kaum zu widerlegen sind.
	 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen können der Kom-
mune demnach eine wichtige Hilfestellung für Investitions-
entscheidungen liefern. In diesem Zusammenhang kommt 
jedoch eine weitere Schwierigkeit zum Tragen, die im fol-
genden Kapitel näher erläutert wird.

Problem: Investitionen  
unter vorläu�gem Haushaltsrecht
Wie viele Großstädte im Ruhrgebiet steht auch Duisburg 
unter Haushaltssicherung. Nach dem im Jahr 2004 verab-
schiedeten Haushaltssicherungskonzept (HSK) soll der Haus- 
haltsausgleich in zwei Stufen erreicht werden. Bis zum Jahr 
2013 soll zuerst das jahresbezogene De�zit abgebaut wer-
den; ab dem Jahr 2014 sollen dann die bis dahin aufgelau-
fenen Altde�zite durch Überschüsse und Vermögensveräu-
ßerungen ausgeglichen werden. Für das Jahr 2009 ist im 
Rahmen eines Maßnahmenpakets die Einsparung von ca. 
78 Mio. � geplant. Das HSK wurde jährlich fortgeschrieben, 
konnte nach den Vorschriften der Gemeindeordnung von 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jedoch nie genehmigt wer-
den, da für den De�zitabbau ein Zeitraum von zehn, anstatt 
der vorgeschriebenen fünf Jahre angesetzt werden musste 
(vgl. Stadt Duisburg 2009: 43).
	 Die einschränkenden Vorschriften des § 82 GO NRW bil- 
den nun den Finanzrahmen, in dessen engen Grenzen le-
diglich die Auszahlungen geleistet werden dürfen, zu denen 
eine rechtliche Verp�ichtung besteht bzw. die für die Wei-
terführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. Der 
Umfang dieser Einschränkungen der kommunalen Hand- 
lungsmöglichkeiten muss unter Berücksichtigung der aktu-
ellen Ereignisse (kommunale Finanzkrise, Scheitern der Ge-
meinde�nanzreform) kritisch analysiert werden. 
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	 Es stellt sich die Frage, wie eine Kommune wie Duis-
burg, die zweifelsohne vielfältige Potenziale aufweist, unter 
solchen Einschränkungen sinnvolle Maßnahmen für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung umsetzen soll, die nachfol- 
gend auch wesentlich zu einer Stabilisierung der Kommu- 
nal�nanzen beitragen kann. Nach der momentanen Rechts-
lage werden keine kurzfristig verfügbaren Mittel für Inves- 
titionen genehmigt, die einen langfristigen Nutzen zu gene-
rieren in der Lage wären. Eine solch eindimensionale Kos-
ten-Nutzen-Betrachtung � z. B. bei Liegenschaftsgeschäften 
oder Brach�ächenrevitalisierungen � verfehlt das Ziel, die 
Kommunen bei ihren langfristig angelegten Konsolidie-
rungsanstrengungen zu unterstützen. 
	 Das Beispiel der Wohnentwicklung in Duisburg-Wedau 
zeigt: Auch in leicht schrumpfenden Kommunen existieren 
große Potenziale für eine nachhaltige Stadtentwicklung! Der-
artige Projekte mit regionaler Ausstrahlungskraft können 
wichtige Impulse setzen, die sich zudem positiv auf das 
bestehende Umfeld in den Stadtteilen Wedau und Bissin-
gheim auswirken können. Falls keine Maßnahmen getrof-
fen werden können, ist zu befürchten, dass die genannten 
Stadtteile aufgrund einer heute sich anbahnenden Überal-
terung und einer Minderauslastung der Infrastruktur in eine 
Abwärtsspirale geraten und langfristig Problemquartiere 
entstehen können, welche zu weiteren kommunalen Kos-
ten führen, anstatt sich positiv auf den Kommunalhaushalt 
auszuwirken (vgl. AS&P 2005).
	 Erfolgreiche Projekte, wie der Duisburger Innenhafen, 
zeigen eindrucksvoll die Entwicklungspotenziale der Stadt 
Duisburg auf � sie sollten genutzt werden (dürfen).

Schlussfolgerungen 
Die anfängliche Unsicherheit der Duisburger Verwaltung 
gegenüber dem neuen Instrument der Wirtschaftlichkeits-
untersuchung konnte durch die in den moderierten Work-
shops geführten Diskussionen und die Transparenz der Be-
rechnungen (Algorithmen) in zielgerichtete Aktionen über-
führt werden. 
	 Durch die maßgeschneiderte Einzelfallbetrachtung des 
Flächenentwicklungsprojekts Duisburg-Wedau und den mo-
derierten konsensualen Prozess wurde die verwaltungsinter-
ne fachübergreifende Vernetzung weiter verbessert und ein 
intensiver und konstruktiver Meinungsaustausch ermöglicht.
	 Die in einer realistischen Zeitperspektive kalkulierten 
kommunal�skalischen E�ekte (kurzfristige und langfristige) 
könnten der Haushaltssicherungskommune Duisburg als 
Argumentationshilfe für Investitionen in Flächenentwick-
lungsprojekte gegenüber der Bezirksregierung Düsseldorf 
dienen. So könnte die Stadt Duisburg heute akute stadtpla-
nerische Probleme (wie in den 1990er Jahren den Innenha-
fen Duisburg) angehen und auf diese Weise zukünftig ihre 
�nanzielle Handlungsfähigkeit durch eine nachhaltige und 
aktive Stadtentwicklungsstrategie wiedererlangen. 

	 Weiterhin veranschaulichen die Ausführungen zur kom-
munalen Finanzsituation, dass akute Probleme jetzt ange-
packt werden müssen. Denn eine gesicherte Handlungsfä-
higkeit spielt auch in anderen kommunalen Tätigkeitsbe-
reichen eine bedeutende Rolle, z. B. bei der Energieversor-
gung. So kann durch die Berücksichtigung kommunal�s-
kalischer E�ekte langfristig aufgezeigt werden, dass eine 
ressourcenschonende bzw. energiee�ziente Stadtentwick-
lung, z. B. unter Beteiligung re-kommunalisierter Stadtwer-
ke, positive E�ekte generieren kann � für den kommunalen 
Haushalt und für den Bürger. 
	 Eine Anwendung des hier vorgestellten Ansatzes der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auf die Themen Energieef-
�zienz, regenerative Energien oder nachhaltige Siedlungs-
entwicklung durch Flächenmanagement wird aktuell in ver-
schiedenen Projekten umgesetzt.3

Anmerkungen
1	 vgl. z. B. die zahlreichen Verö�entlichungen der Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft Boden-LABO [www.labo-deutschland.de] 
oder des Landesamtes für Natur, Umwelt- und Verbraucher-
schutz NRW [www.lanuv.nrw.de]

2	 Je nach Projekt können auch weitere Kosten- und Erlöspositio-
nen relevant sein und in die Berechnungen integiert werden.

3	 vgl. dazu die Forschungsinitiative �EnE�:Stadt � Forschung für 
die energiee�ziente Stadt� des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie [www.ene�-stadt.info]
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